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Politik

HerrMerz,
Verhindern
Sieoffenen
Kriegmit
Russland!
Europa und Russland schlittern
in eine gewalttätige Eskalation.
Der US-Diplomat appelliert
an den Bundeskanzler, nicht
länger untätig zu bleiben.

Ein Offener Brief von Jeffrey Sachs

Sehr geehrter
Herr BundeskanzlerMerz,

als ich als ich Ihnen vor einem hal-
ben Jahr einen Offenen Brief
schrieb, habe ich an Deutschland
appelliert, die Diplomatie gegen-
über Russland zu suchen, anstatt
den Krieg zu normalisieren. Sechs
Monate später hat sich die Lage in
Europa dramatisch verschlechtert.
Europa und Russland schlittern in
einen offenen Krieg.

In dieser Situation tragen Sie,
Herr Bundeskanzler, eine einzig-
artige Verantwortung. Kein anderer
europäischer Staats- und Regie-
rungschef – weder in Paris, noch in
Warschau, noch in Rom – verfügt
über das Gewicht Deutschlands
oder hat die Macht, die Sie persön-
lich besitzen, diese Katastrophe zu
verhindern.Werden Sie sich für den
Frieden einsetzen?

Die vergangenen Tage haben
eine gefährliche Eskalation mit sich
gebracht. Beide Hauptstädte stehen
nun unter anhaltendem Beschuss:
Ukrainische Langstreckendrohnen
haben tief in Moskau eingeschla-
gen, darunter auch zivile Ziele. Rus-
sische Raketen- und Drohnenan-
griffe auf Kiew haben sich massiv
verstärkt. Ein entsetzlicher ukraini-
scher Angriff auf eine Jungenschule
in Luhansk hat die letzten Reste der
Zurückhaltungweiter untergraben.

Am 25. Mai informierte Außen-
minister Sergej Lawrow auf Anwei-
sung von Präsident Putin den US-
Außenminister offiziell darüber,
dass die russischen Streitkräfte nun
„systematische und anhaltende An-
griffe“ auf Einrichtungen und Ent-
scheidungszentren in Kiew durch-
führen. Das russische Außenminis-
terium riet den Vereinigten Staaten
und anderen Ländern, „die Evakuie-
rung ihres diplomatischenPersonals
und ihrer Staatsbürger ausderukrai-
nischen Hauptstadt sicherzustel-
len“.

Deutschland trägt eine erhebli-
che Verantwortung für die gegen-
wärtige Situation. Bevor die deut-
sche Politik auf Frieden ausgerichtet
werden kann, muss Deutschlands
Vergangenheit ehrlich aufgearbeitet
werden. Im Folgenden führe ich
sechs schwerwiegende Versäum-
nisse der deutschen Außenpolitik
gegenüber Russland seit der deut-
schenWiedervereinigung 1990 auf.

Der 2+4-Vertrag und die
Osterweiterung der Nato
Am 12. September 1990 unterzeich-
nete Deutschland in Moskau den
Vertrag über die endgültige Rege-
lung der Angelegenheiten Deutsch-
lands – den „2+4-Vertrag“ –, der die
deutsche Wiedervereinigung voll-
endete. Dieser Vertrag kam zu-
stande, weil Michail Gorbatschow
von Hans-Dietrich Genscher, Hel-
mutKohl, JamesBakerundanderen

westlichen Staats- und Regierungs-
chefs die feierliche Zusicherung er-
hielt, dass die Nato nicht nach Os-
ten expandierenwürde.

Die freigegebenen Akten – da-
runter die nun öffentlich zugängli-
chenMemorandendesNational Se-
curity Archive der GeorgeWashing-
ton University – sind eindeutig:
Diese Zusicherungen wurden gege-
ben und sollten sich, wie damals
klar formuliert, über das Gebiet der
ehemaligen DDR hinaus auf Ost-
europa erstrecken. Sie wurden 1990
und 1991 bekräftigt.

Der 2+4-Vertrag beschränkt die
Stationierung von Nato-Truppen in
der ehemaligen DDR und erinnert
an die Grundsätze der Schlussakte
vonHelsinki, die betont, dass die Si-
cherheit keiner Nation auf Kosten
der Sicherheit einer anderen gehen
darf. Deutschland gab der sowjeti-
schen Führung ausdrückliche Zusi-
cherungen, die Erweiterung nach
Osten zu unterlassen. Doch bereits
1993 begannen deutsche Politiker,
diese Zusicherungen zu brechen.

BundeskanzlerinMerkels
Aussage
In ihren Memoiren schreibt Angela
Merkelmit bemerkenswerterOffen-
heit, dass sie zumZeitpunkt des Bu-
karester Gipfels 2008 verstand, dass
die Einladung der Ukraine und
Georgiens in die Nato einer Kriegs-
erklärung an Russland gleichkäme.
Sie kannte Russlands rote Linie.
Und dennoch gab sie dem amerika-
nischen Druck nach und akzep-
tierte die Kompromisserklärung,
wonach die Ukraine und Georgien
irgendwann Nato-Mitglieder „wer-
den können“.

Der Verrat amAbkommen
vom21. Februar 2014
Am21. Februar 2014 vermittelte der
damalige deutsche Außenminister
Frank-Walter Steinmeier in Kiew
gemeinsam mit seinen polnischen
und französischen Amtskollegen
ein Abkommen zwischen Präsident
Janukowitsch und der Opposition.
Das Abkommen sah dieWiederein-
führung der Verfassung von 2004,
die Bildung einer nationalen Ein-
heitsregierung und vorgezogene
Präsidentschaftswahlen vor. Präsi-
dent Putin wurde konsultiert; das
Abkommenwurde bestätigt.

Doch innerhalb von 24 Stunden
wurde Janukowitschdurcheinenge-
waltsamen Putsch gestürzt.
Deutschland bestand nicht auf dem
Abkommen, das es gerade noch ga-
rantiert hatte. Stattdessen unter-
stützte Deutschland, dem Beispiel
derUSA folgenddie neueRegierung.

Minsk II
Im Februar 2015 verhandelte Bun-
deskanzlerin Merkel persönlich das
Minsker Abkommen II imNorman-
die-Format und sicherte in der am

12. Februar 2015 in Minsk verab-
schiedeten Unterstützungserklä-
rung Deutschlands politische
Unterstützung zu.

Sieben Jahre lang wurde die
zentrale politische Bestimmung –
die Autonomie der Donbass-Regio-
nen innerhalb einer souveränen
Ukraine – von Kiew nicht umge-
setzt. Deutschland übte keinen
Druck auf Kiew aus, die von ihm
selbst geforderte Autonomiebe-
stimmung umzusetzen. Merkel
räumte später ein, dass das Abkom-
men als Druckmittel genutzt wor-

den war, um der Ukraine die Wie-
derbewaffnung zu ermöglichen.

Nord Stream
Am7. Februar 2022 verkündete Prä-
sident Joe Biden im East Room des
Weißen Hauses in Anwesenheit des
damaligen Bundeskanzlers Olaf
Scholz: „Wenn Russland (in der
Ukraine) einmarschiert, wird es
Nord Stream 2 nicht mehr geben.
Wir werden dem ein Ende setzen.“
Auf die Frage danach, wie dies wo-
möglich geschehen solle, antwor-
tete Präsident Biden: „Ich verspre-

che Ihnen, wir werden dazu in der
Lage sein.“

Sieben Monate später wurden
die Pipelines durch einen Sabotage-
akt in derOstsee zerstört. Die vorlie-
genden Beweise – investigative Re-
cherchen in den USA und Deutsch-
land, die Ermittlungen der deut-
schen Bundesanwaltschaft und
öffentliche Aussagen ehemaliger
Beamter – deuten überwältigend
auf eine gemeinsame ukrainisch-
amerikanische Operation hin. Die
deutsche Bundesregierung wusste
dies schon lange.

Und dennoch hat Deutschland
zugelassen, dass die öffentliche
Schuld entgegen den eindeutigen
Beweisen Russland zugeschoben
wird, während ein Akt industrieller
Sabotage gegen die deutsche Wirt-
schaft ungestraft und unbeantwor-
tet blieb.

Das Istanbul-Abkommen
vomApril 2022
Nur wenige Wochen nach Russ-
lands Invasion im Februar 2022 tra-
fen sich russische und ukrainische
Unterhändler in Istanbul, um die
Bedingungen eines Friedensab-
kommens auszuhandeln: Neutrali-
tät der Ukraine außerhalb der Nato,
multilaterale Sicherheitsgarantien,
vereinbarte Truppenbegrenzungen
und die schrittweise politische Lö-
sung derDonbass- undKrim-Frage.
Das Abkommen stand kurz vor der
Unterzeichnung.

Der ehemalige israelischeMinis-
terpräsident Naftali Bennett, einer
der Vermittler, bestätigte öffentlich,
dass die Einigung kurz bevorstand
und dass der Westen – insbeson-
dere die Vereinigten Staaten und
Großbritannien – versucht hatte, sie
zu verhindern. Deutschland hat
dazu geschwiegen.

Deutschlands Industrie basierte
auf dem Handel mit Russland. Die
Zerstörung von Nord Stream und
der Abbruch der deutsch-russi-
schen Handelsbeziehungen haben
dazu geführt, dass Deutschland
Erdgas aus den USA zu Preisen
kauft, die um ein Vielfaches höher
sind als die Preise des russischen
Pipelinegases, welches es ersetzt.
Dies ist industrieller Selbstmord.
Deutschlands Chemieindustrie,
Stahlindustrie, Glasindustrie, ener-
gieintensiveHersteller – das Funda-
ment des Mittelstands – verlieren
Tag für Tag an internationalerWett-
bewerbsfähigkeit.

Darüber hinaus plant die Bun-
desregierung nun einen massiven
Rüstungsausbau, um sich für einen
Krieg zu rüsten, der durch Diploma-
tie leicht hätte verhindert werden
können. Dies ist eine eklatante Fehl-
allokationnationaler Ressourcen.

Die zentrale Herausforderung
für Deutschland in diesem Jahr-
zehnt ist die Wettbewerbsfähigkeit
im digitalen Zeitalter. Jeder Euro,

der für Panzer, Raketen und Artille-
riegranaten ausgegeben wird, fehlt
DeutschlandsKI-Kapazitäten, seine
Chipentwicklung und -fertigung,
seine Energieinfrastruktur und die
Hochgeschwindigkeitsdigitalnetze,
die es benötigt, um eine führende
Wirtschaftsmacht zu bleiben.

Mein Appell: Herr Bundeskanz-
ler, mehr als jeder andere europäi-
sche Staats- und Regierungschef
sind Sie gefragt, wenn es darum
geht, ob Europa in einen allgemei-
nen Krieg abgleitet oder zu Ver-
handlungen und wirtschaftlicher
Vernunft zurückkehrt. Es ist höchste
Zeit zu handeln. Die aktuelle offi-
zielle Botschaft Moskaus an Wa-
shington belegt dies eindeutig.

Bitte nehmen Sie den Dialog mit
Präsident Putin auf. Bitte entsenden
Sie Ihren Außenminister nachMos-
kau oder laden Sie den russischen
Außenminister nach Berlin ein.
Bitte öffnen Sie die OSZE-Kanäle
wieder, die Deutschland verküm-
mern ließ. Bitte fordern Sie Kiew
auf, die Angriffe auf zivile Ziele ein-
zustellen.

Vor allem aber: Sagen Sie der
deutschen Öffentlichkeit die Wahr-
heit. Ein auf der Neutralität der Uk-
raine basierender Verhandlungs-
frieden ist der realistische Weg aus
der Katastrophe, und die Wieder-
herstellung normaler Wirtschafts-
beziehungen mit Russland ist der
realistische Weg aus dem indust-
riellenNiedergangDeutschlands.

DieBedingungeneinesakzeptab-
len Abkommens, das Deutschland
vorschlagen könnte, sind klar: Die
KämpfewerdenaneinerWaffenstill-
standslinie eingestellt. Alle Seiten
verzichten auf jegliche zukünftige
Gewaltanwendung in Grenzfragen.
Die Ukraine stellt ihre Neutralität
wieder her, die Nato verzichtet
dauerhaft auf eine weitere Osterwei-
terung. Europa und Russland neh-
men ihre Wirtschaftsbeziehungen
wieder auf und beenden die Kriegs-
treiberei. DieOSZEwirdwieder zum
zentralen Forum für europäische Si-
cherheit, mit dem Grundsatz, dass
europäische Sicherheit unteilbar ist
und nicht auf militärischen Blöcken
beruht, die Europa spalten.

In einem solchen Szenario des
Friedens kann Deutschland seine
nationalen Ressourcen auf die In-
vestitionen in Digitalisierung, KI,
Halbleiter und Energie konzentrie-
ren, die Deutschlands wirtschaftli-
che Zukunft erfordert.

Die Geschichte wird sich daran
erinnern, was Sie in den kommen-
denWochen tun undwas Sie unter-
lassen. Dasselbe gilt für die deut-
scheÖffentlichkeit, die Völker Russ-
lands, der Ukraine und ganz Euro-
pas. Es ist Zeit für Diplomatie, Herr
Bundeskanzler. Sie haben dieWahl.

Hochachtungsvoll,
Jeffrey D. Sachs

Weitet sich der Krieg Russlands gegen die Ukraine zu einem neuen europäischen Kampf? TETIANA DZHAFAROVA/AFP

D er Spitzendiplomat Jeffrey Sachs (Foto) fordert Bundes-
kanzlerMerz auf, mit Russlands PräsidentWladimir Pu-
tin Gespräche über Frieden in Europa zu beginnen. Be-
reits im Juni 2022 unterzeichnete Sachs einen Appell, in

dem er zu einem Waffenstillstand zwischen Russland und der Uk-
raine aufrief, sich für Verhandlungen aussprach
und die militärische Unterstützung für die Uk-
raine infrage stellte.

Der 71-jährige Ökonom ist Professor an der
Columbia University, wo er Direktor des Center
Ifor Sustainable Development – also nachhaltige
Entwicklung – ist. Der ehemalige Sonderberater
dreier UN-Generalsekretäre ist Mitherausgeber
desWorldHappinessReport, einerArt jährlichem
Glücksbericht der VereintenNationen. (BLZ) IM
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